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Drucksache V/4630 


Der Bundesminister der Finanzen 

VB/4-F6980- 101/69 II 


Bonn, den 3. September 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik der EWG 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/4614 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP zur Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik der EWG (Drucksache V/4614) be- 
antworte ich im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesministen 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wie folgt; 


1. Teilt sie die in Drucksache V/4575 vertretene Auffassung des 
Bundesfinanzministers, daß die Entwicklung der Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik der EWG den Spielraum für die 
Durchführung nationaler agrarpolitischer Maßnahmen der 
Bundesrepublik Deutschland einengt? 


Die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik schlägt sich 
im Bundeshaushalt an zwei Stellen nieder: Im Epl. 10 werden 
— neben den Mitteln für die Durchführung anderer agrarpoliti- 
scher Maßnahmen — die Marktordnungsausgaben veranschlagt, 
die im Ergebnis überwiegend der deutschen Landwirtschaft 
zugute kommen. Die Abrechnung mit dem Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL), 
d, h. die Leistung der von der Bundesrepublik Deutschland zu 
zahlenden Beiträge und die Vereinnahmung der der Bundes- 
republik Deutschland zustehenden Rückvergütungen erfolgt 
dagegen über den Epl. 60, Dort wird der deutsche Negativsaldo 
Beiträge minus Rückvergütungen) gegenüber dem Agrar- 
fonds verbucht, der anderen Mitgliedstaaten zufließt. 

Der Epl, 10 ist wie der gesamte Bundeshaushalt plafondiert. 
Steigende (überplanmäßige) Ausgaben für den einen Sektor 
verringern zwangsläufig die Mittel für andere Aufgabenbe- 
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reiche desselben Ressorts, weil für Mehrausgaben die erforder- 
lichen Einsparungen nach den bekannten Haushaltsgrundsätzen 
zunächst im jeweiligen Einzelplan selbst erfolgen müssen. 


2. Ist sie, abgesehen von der infolge der Franc-Abwertung ent- 
standenen veränderten Situation, grundsätzlich gewillt, für eine 
Änderung des Finanzierungsmodus der gemeinsamen Agrar- 
politik durch die Einführung des Verursachungsprinzips im 
Ministerrat der EWG einzutreten? 


Der Finanzierungsmodus in seiner gegenwärtigen Form beruht 
auf Finanzbeiträgen der Mitgliedstaaten an den EAGFL. Diese 
Beiträge werden jedoch nur noch in einer Zwischenphase bis 
zur Vollfinanzierung der Gemeinschaft durch eigene Einnahmen 
von Bedeutung sein. Bei dieser Zwischenregelung ist es das 
Anliegen der Bundesregierung, eine gerechte Verteilung von 
Lasten und Nutzen zu erreichen. Dabei wird auch zu prüfen 
sein, inwieweit die Einführung des Verursachungsprinzips oder 
besser der finanziellen Mitverantwortung des Erzeugers zweck- 
mäßig ist. 


3. Welche Auswirkungen auf die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik erwartet sie von dem durch die Franc-Abwertung 
bedingten vorübergehenden Ausscheiden Frankreichs aus dem 
gemeinsamen Agrarmarkt? 


Die Bundesregierung prüft z. Z. noch, ob Auswirkungen der 
Abwertung des französischen Franc auf die künftigen Finan- 
zierungsregelungen zu erwarten sind. 


4. Wird sie trotz der veränderten Situation an der vom Minister- 
rat am 12./13. Mai 1969 geäußerten Auffassung festhalten, wo- 
nach die Übergangszeit am 31. Dezember 1969 enden und folglich 
die Neuregelung der Finanzierung ebenfalls zu diesem Zeit- 
punkt erfolgen soll? 


Die Bundesregierung sieht z. Z. keine Veranlassung, sich im 
Rat der Europäischen Gemeinschaften für eine Verlängerung 
der Übergangszeit über den 31. Dezember 1969 hinaus einzu- 
setzen. 


In Vertretung 

Grund 
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